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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, was als Muſter im Sinne des Rechtes auf Schutz nach 
dem Muſterſchutzgeſetze gelten könne. 


4% Der Glasperlen-Fabrikant Ludwig W. in N. hat bei dem 
Muſter-Regiſtrirungsamte der Handels⸗ und Gewerbekammer in R. 
nach den Beſtimmungen des Patentes vom 7. December 1858 und 
zwar am 21. März 1873 ein Glasmuſter für Ampeln mit verſchie⸗ 
denen Bildern oder Photographien, dieſe mit oder ohne Verglaſung. 
für alle Fagonen, Farben und für alle Arten Decorationen und 
b) am 22. März 1873 ein Glasmuſter für Wandkörbe mit verſchie⸗ 
denen Bildern oder Photographien, dieſe mit oder ohne Verglaſung, 
für alle Fagonen, Farben und für alle Arten Decorationen, — 
beide Muſter offen zur Regiſtrirung und Aufbewahrung auf 3 Sabre 
erlegt. Dieſer Muſtererlag wurde vorſchriftsmäßig einregiſtrirt und von 
den Deponenten die Taxe mit je 1 fl. 50 kr. bezahlt. 

Am 19. März 1874 zeigte Ludwig W. bei der Bezirkshaupt⸗ 
maunſchaft in J. an, daß Paul D., Glashändler in M., ſich eines 
Eingriffes in ſein Muſterrecht dadurch ſchuldig macht, daß er Ampeln 
und Wandkörbe mit Bildern, theils bei ſich zu Hauſe, theils außer 
dem Hauſe erzeugen läßt und verſchleißt. Zugleich ſtellte Ludwig W. 
das Anſuchen, dem Paul D. die fernere Anwendung des Muſters 
und den Verſchleiß der nach dieſem Muſter erzeugten Waare einzu⸗ 
ſtellen, die zur Nachbildung dieſer Waare ausſchließlich oder verzuge- 
weiſe dienlichen Werkzeuge und Hilfsmittel für dieſen Zweck unbrauch⸗ 
bar zu machen und denſelben nach $ 14 des Muſterſchutzgeſetzes 
zu beſtrafen. * 

Anläßlich dieſer Angelegenheit ergab ſich, daß Paul D. aus 
M. am 10. März 1874, alſo beinahe 1 Jahr ſpäter als Ludwig W. 
bei dem Muſter-Regiſtrirungsamte der Handels. und Gewerbekammer 


in R. offen eine aus Glasperlenſtickerei erzeugte 6eckige Ampel, mit 
verſchiedenen Bildern ausgeſtattet, für die Ausführung in allen Farben 
und Größen auf die Dauer dreier Jahre nach den Beſtimmungen des 
Patentes vom 7. December 1858 zur Regiſtrirung und Aufbewah— 
rung erlegt und hiefür die Taxe von 1 fl. 50 kr. bezahlt hat. 

Bei der bei der Bezirkshauptmannſchaft vorgenommenen Ber 
handlung haben die für Muſterſchutz⸗Angelegenheiten von der Handels— 
und Gewerbekammer in R. gewählten beeideten drei Sachverſtändigen 
nach Beſichtigung der von Ludwig W. und Paul D. hinterlegten 
Muſter das Gutachten abgegeben, daß, nachdem Ludwig W. den 
Muſterſchutz auf Ampeln und Wandkörbe aus Glasperlen mit Bildern 
in allen Formen bereits vor einem Jahre erwirkt hat, D. denſelben 
Artikel in einer beſtimmten Form nachmacht und für dieſe ſpecielle 
Form den Muſterſchutz erwirkt hat, Ludwig W. dadurch in feinem 
Muſterſchutzrechte verletzt erſcheine, indem wohl das Erzeugniß des 
D. nur von einer beſtimmten Form, jedoch dieſelbe Art ſei, wie 
ſie W. erzeugt und beiden Erzeugniſſen dieſelbe Idee zu Grunde liege. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat hierauf ausgeſprochen, daß dem 
Ludwig W. nicht für alle Formen von bereits ſeit mehreren Jahren 
erzeugten aus Glasperlen geſtrickten Ampeln und Wandkörben, ſondern 
nur für ein beſtimmtes Muſter und zwar ſpeciell für ein mit Bildern, 
Photographien, dieſe mit oder ohne Verglaſung, ſowie mit Spiegeln 
verziertes Muſter, für dieſes beſtimmte ſpecielle Muſter aber in allen 
Formen, Geſtalten, Farben und für alle Arten der Muſterſchutz er- 
theilt worden war. Das Charakteriſtiſche des Muſterſchutzes des 
Ludwig W. liege daher in der Decorirung der im Bezirke ſchon 
längſt verfertigten, aus Glasperlen geſtrickten Ampeln und Wandkörbe 
durch Bilder, Photographien und Spiegel und es könne daher kein 
Vergehen der Handels. und Gewerbekammer gegen das Muſtergeſetz 
gefunden werden, wenn ſie für alle Formen, Farben und Arten dieſes 
ſpeciellen und beſtimmten Muſters den Muſterſchutz verliehen hat. Im 
Gegentheil müſſe in dem von D. auf die Erzeugung von 6edigen 
aus Glasperlen geſtrickten Ampeln mit verſchiedenen Bildern erwirkten 
Muſterſchutz und dem Verſchleiß ſolcher mit Bildern verzierten Am— 
peln ſelbſt bloß in einer 6 eckigen Geſtalt eine Verletzung des dem 
Ludwig W. verliehenen Muſterſchutzes erkannt werden. Es werde der 
dem D. von der Handels- und Gewerbekammer auf die Erzeugung 
von eckigen, aus Glasperlen geſtrickten, mit verſchiedenen Bildern 
ausgeſtatteten Ampeln verliehene Muſterſchutz für nichtig mit dem 
Beifügen erklärt, daß im Falle D. derlei aus Glasperlen geſtrickte 
6 eckige oder überhaupt Ampeln was immer für einer Geſtalt, mit 
Bildern, Photographien, Spiegeln verziert, nach Rechtskräftigwerdung 
dieſes Erkenntniſſes nachmachen und in Verſchleiß bringen ſollte, 
gegen ihn nach den Beſtimmungen des kaiſerlichen Patentes vom 7. 
December 1858 vorgegangen werden würde. 

Gegen dieſe Enticheidung hat Paul D. den Statthaltereirecurs 
eingebracht, in welchem er behauptete, daß die von Ludwig W. zur 
Regiſtrirung bei der Handels⸗ und Gewerbekammer erlegte Ampel 
nach § 1 des Mufſterſchutzgeſetzes gar nicht zur Ertheilung eines 


Muſterſchutzes geeignet war, da nach dieſem Paragraph unter Muſter 
ein auf die Form bezügliches Vorbild verſtanden wird, 
welches auf Induſtrie-Erzeugniſſe übertragen werden kann. Hiemit ſei 
ein ganz beſtimmtes concretes Muſter, ſpeciell eine Zeichnung gemeint, 
welche durch ein mechaniſches Verfahren auf gewebte oder gedruckte 
Stoffe und überhaupt auf glatte Flächen bergeſtellt werden ſoll. Es 
ſei entweder der hinterlegte Wandkorb oder die Ampel das Muſter 
ſelbſt, dann könne nur dieſes ſpecielle Muſter Auſpruch auf einen Schutz 
haben, oder es ſei der Aufputz dasjenige, was geſchützt werden ſoll, 
dann wäre es offenbar widerſinnig, mit dieſer Einen Form alle an— 
dern Muſter und Zeichnungen ächten zu wollen. Die Richtigkeit dieſer 
Anſicht gehe aus § 7 des Muſterſchutzgeſetzes deutlich hervor, welcher 
von mehreren Muſtern ſpricht und wo für jedes einzelne Muſter die 
Entrichtung der Taxe vorgeſchrieben wird, daher immer nur ein ſpecielles 
Muſter als geſchützt angeſehen wird. Aus § 13 gehe hervor, daß 
zwar die Dimenſionen und Farben eines Muſters nicht geändert 
werden dürfen, daß aber die Aenderung in der Form keineswegs 
als eine Nachmachung angeſeben werden könne. Inſoferne alſo die 
vom Recurrenten (D.) erzeugten Ampeln ſechseckig ſind, daher eine 
ganz andere Form als das gegneriſche Muſter haben, könne von 
einem Eingriffe in den gegneriſchen Muſterſchutz keine Rede ſein. 

Die Statthalterei hat über den Recurs das Gutachten der 
Handels- und Gewerbekammer in R. eingeholt, welche erklärte, daß 
Ludwig W. nur Anſpruch auf Schutz jener Muſter erheben könne, 
welche factiſch deponirt worden ſind und aus der Deponirung ſeiner 
beiden, ziemlich gleichförmigen Decorationen unmöglich das ganze 
allgemeine Recht ableiten könne, aus Perlen geſtrickte Ampeln und 
Wandkörbe durch 3 Jahre lang ausſchließlich mit Bildern, Spiegeln, 
Pbotographien ꝛc. zu verzieren; er könne nur verlangen, daß Niemand 
Wandkörbe und Ampeln in Verkehr ſetze, welche in ganz derſelben 
Weiſe mit denſelben Bildern und denſelben Perlenrahmen verziert 
ſind, wie die deponirten 2 Exemplare. Sie ſtellte daher den Antrag, 
dem Recurſe des Paul D. unbedingt ſtattzugeben. 

Die Statthalterei hat denn auch der Berufung des D. Folge 
gegeben und das angefochtene Erkenntniß mit folgender Motivirung 
behoben: „Ein bei der Handels. und Gewerbekammer regiſtrirtes 
Muſter (Modell) könne immer nur als Urbild für Ein Induſtrie⸗ 
Product dienen, welches mit dem regiſtrirten Muſter (Modelle) voll⸗ 
kommen gleich iſt. Zufolge dieſes aus § 1 des Geſetzes vom 7. 
December 1858 ſich ergebenden Grundſatzes hätte es zur Erwirkung 
des Muſterſchutzes in dem von Ludwig W. behaupteten Umfange für 
alle For men und Arten der Decorationen der Deponirung 
ſo vieler Decorationsausführungen bedurft, als Variationen in dieſen 
Verzierungen überhaupt möglich ſind. Hieraus folge, daß Ludwig W. 
nur Anſpruch auf den Schutz jener Muſter habe, welche factiſch de⸗ 
ponirt wurden und daß W. aus der Deponirung ſeiner beiden Muſter 
(Modelle) das ganz allgemeine, den Charakter eines Monopols tra⸗ 
gende Recht nicht ableiten könne, aus Glasperlen geſtrickte Ampeln 
und Wandkörbe ausſchließlich mit Bildern, Photographien, Spiegeln 
u. ſ. w. zu verzieren. 

Nachdem das Geſetz vom 7. December 1858 nur ein beſtimmtes 
Muſter (Modell) ſchützt, nicht aber auf alle Aenderungen, die in ein 
Muſter (Modell) durch Einfügung ſtets wechſeln könnender Objecte 
als Bilder, Spiegeln, Photographien u. ſ. w. oder durch ſtets wech⸗ 
ſeln könnende Verbindungen und Anordnungen u. ſ. w. hinein⸗ 
gebracht werden können, Schutz verleiht, ſo werde im Grunde des 
§ 19 die Hinterlegung ſowohl der von W. deponirten Muſter als 
auch des von D. hinterlegten Muſters für nichtig erklärt, weil 
es dem Geiſte des Geſetzes vom 7. December 1858 widerſpricht, 
die an einem Induſtrie-Erzeugniſſe anzubringenden, in's Unendliche 
gehenden Verzierungen durch Bilder, Photographien, Spiegel ꝛc. in allen 
Farben und Größen ꝛc. als ein Object des Muſterſchutzes aufzufaſſen“. 

Gegen dieſe Entſcheidung bat Ludwig W. den Miniſterial⸗ 
recurs eingebracht. In demſelben wird hervorgehoben, daß die 
Induſtrie überhaupt und insbeſondere die Glasinduſtrie Muſter 
zu Tage fördere, die nicht allein das Vorbild für ein Induſtrie⸗ 
Erzeugniß bilden ſollen, ſondern nach welchen eine gewiſſe 
Species von Induſtrieartikeln erzeugt werden ſoll. Der Mufter- 
ſchutz für ſo ein Muſter könne nicht anders erwirkt werden, als daß 
man ein oder mehrere Muſter deponirt, ſich zugleich aber das Recht 
verwahrt, dieſes Muſter für alle Faconen, Farben und Decorationen 
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Erzeugniſſe entweder ein Muſterſchutz gar nicht erwirkt werden, oder 
es müßte bei der Handels- und Gewerbekammer ein rieſiges Waaren— 
lager aufgeſpeichert werden, da für jede mögliche Veränderung des⸗ 
ſelben ein entſprechendes Exemplar hinterlegt werden müßte. Es wi- 
derſpreche keinesfalls dem Geſetze, wenn dem hinterlegten Muſter eine 
generaliſirende, ſich jedoch ſtrenge nur auf dieſes Muſter beziehende 
Clauſel beigefügt wird, welche den Inhaber des Muſterſchutzes in der 
ausſchließlichen, aber auch vollen Benützung ſeines Muſters ſchützt. 
Das Muſter bilde im vorliegenden Falle die Glasampel oder der 
Wandkorb mit Bildern; Glasampeln und Wandkörbe aus Glasperlen 
ſeien ſchon früher geſtrickt, aber noch nicht mit Bildern, Photographien 
ꝛc. in Verbindung gebracht worden; für dieſe letztere Idee habe Recur— 
rent den Muſterſchutz erwirkt, ſomit das Recht der ausſchließlichen 
Benützung dieſer Muſter in allen Faconen, Farben und Decorationen 
erworben und es ſei um ſo auffallender, daß die Statthalterei ihm 
dieſes erworbene Recht abſpricht, da Niemand eine Annullirung feines 
Muſterrechtes verlangt habe, ſondern lediglich Paul D. feinen wider⸗ 
rechtlich erworbenen Muſterſchutz aufrecht erhalten wiſſen wolle, und 
die Statthalterei das Muſterrecht des Recurrenten höchſtens nur auf 
die zwei deponirten Muſter hätte beſchränken können. Das Petit lau- 
tete auf Behebung der Statthalterei-Entſcheidung und Beſtätigung 
des bezirkshauptmannſchaftlichen Erkenntniſſes. f 
Das k. k. Handelsminiſterium hat unterm 10. Februar 1878, 
3. 3702 die Statthalterei-Entſcheidung, ſoweit dieſelbe auf Behebung 
des Erkenntniſſes der Bezirkshauptmannſchaft gerichtet iſt, aufrecht er— 
halten, dagegen, inſoferne die Statthalterei-Entſcheidung zugleich die 
Nichtigkeit der Regiſtrirung der von W. und D. hinterlegten Muſter 
ausgeſprochen hat, dieſen Theil der Entſcheidung aufgehoben. Aus fol⸗ 
genden Argumenten: Das Muſterſchutzgeſetz vom 7. December 1851, 
Reichs⸗Geſetzblatt Nr. 237 (theilweiſe modificirt durch das Geſetz 
vom 23. Mai 1865, R. G. Bl. Nr. 35), beruht auf dem Grund- 
ſatze der Repreſſion und es hat die Regiſtrirung eines Muſters oder 
Modelles lediglich den Eharakter einer formellen Amtshandlung ohne 
jede Ingerenz in dem materiellen Inhalt des geſtellten Anſuchens. 
Demzufolge iſt keine Handelskammer berechtigt, eine bei derſelben 
in den geſetzlichen Formen vorgebrachte Regiſtrirungsbitte aus irgend 
einem Grunde zurückzuweiſen. Anderſeits gewährt die vollzogene 
Regiſtrirung dem Hintelerger des Muſters oder Modelles nur ein ber 
dingtes Recht, welches nach Maßgabe der §§ 10 und 11 als ungiltiz 
reſp. erloſchen erklärt werden kann und nach $ 4 durch Zeitablauf er. 
liſcht. Inſoferne daher bei der Regiſtrirung der von Ludwig W. hinter⸗ 
legten Gegenſtände nach § 5 des gedachten Geſetzes vorgegangen 
wurde, hat der Hinterleger nach § 8 mit der ebendort angegebenen 
Beſchränkung allerdings das Schutzrecht auf dieſelben erworben. Mit 
Rückſicht auf den Geiſt und Zweck des Geſetzes und insbeſondere 
auf die im $ 1 desſelben enthaltene Definition der Muſter und Mo⸗ 
delle kann es jedoch keinem Zweifel unterliegen, daß das in Rede 
ſtehende Schutzrecht nicht in dem vom Recurrenten behaupteten Um⸗ 
fange, welcher eine ganz unbeſtimmte Zahl von Combinationen der die 
Decoration bildenden Elemente in ſich ſchlöſſe, ſodern bloß für die 
deponirten Objecte, die ihrer Natur nach als Modelle zu betrachten 
ſind, erworben werden konnte. 0. 


benützen zu können. Im entgegengeſetzten Falle könnte für Glasinduſtrie 


Finanzwach-Obercommiſſare konnen am Standorte ihres Amtes das 
Heimatrecht in Gemaßheit des § 10 des Heimatgeſetzes nicht er⸗ 
werben. Incidenzentſcheidung im Heimatproceſſe. 


Der in Prag ſtationirte Finanzwach-Obercommiſſär Dominik St. 
iſt daſelbſt in activer Dienftleiftung am 7. Mai 1874 mit Hinter- 
laſſung einer Witwe und 9 Kinder geſtorben. Die Witwe Mathilde 
St. wendete ſich hierauf um Ausfolgung eines Heimatſcheines an den 
Prager Magiſtrat, welcher das Geſuch mit der Motivirung abwies, 
daß der verſtorbene Gatte der Bittſtellerin auf Grundlage feiner 
Beamteneigenſchaft ſich das Heimatrecht in Prag nicht hatte erwerben 
können. Der Magiſtrat berief ſich zur Rechtfertigung dieſer feiner 
Anſchauung auf eine Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 
3. Auguſt 1852, 3. 16.936, mit welcher ausgeſprochen worden ſei, 
daß Finanzwach⸗Obercommiſſäre, wenn dieſelben auch Staatsbeamte 
ſind, dennoch nicht zu jenen Staatsdienern gerechnet werden, welche 
in der Gemeinde die Zuſtändigkeit durch den ihnen dort angewieſenen 
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ſtändigen Aufenthalt erlangen, weil ihr Aufenthalt in der Gemeinde 
kein ſtändiger, ſondern ein dem Aufenthalte der militia vaga ähn⸗ 
licher ſei. 

Michlte St. hat ſodann die Statthalterei um Entſcheidung 
ihres Heimatrechtes gebeten. P 

Die über dieſes Geſuch befragte böhmiſche Finanz⸗Landes⸗Direc⸗ 
tion bemerkte, daß zwar der § 27 der Finanzwache-Vorſchrift vom 
Jahre 1843 durch keine ſpätere Vorſchrift abgeändert oder behoben 
worden ſei jedoch die Tragweite ſeiner Beſtimmung nicht ſo weit 
gehe, um im Grunde derſelben die Finanzwache-Beantten mit der 
militia vaga vergleichen zu können oder dieſelben von der den Staats- 
beamten im § 10 des Heimatgeſetzes vom 3. December 1863 zuge⸗ 
ſtandenen Begünſtigung zu eximiren. Der § 27 der Dienſtvorſchrift 
beſchränke den Wechſel des Standortes bei ſchwerer Verantwortung 
auf das äußerſte Maß des dienſtlichen Bedürfuiſſes, deſſen Rufe auch 
alle anderen Staatsbeamten, mit einziger Ausnahme der Richter, 
folgen müſſen. Im Einklange mit dieſem § 27 werden Finanzwache⸗ 
Beamte zur Schonung des Staatsſchatzes thatſächlich nur in den ſel⸗ 
tenſten Fällen und meiſt über eigenes Anſuchen und bei Beförderungen 
verſetzt, daher ſei der Vergleich mit der militia vaga ein ganz ver⸗ 
fehlter. Nach Auſicht der Finanz⸗Landes-Direction habe $ 10 des 
Heimatgeſeges allen definitiv angeſtellten Staatsbeamten das Hei⸗ 
matrecht in jener Gemeinde ſichern wollen, wo ſie definitiv, alſo 
ſtändig angeſtellt ſind und der Beiſatz ſtändig ſei nur deßhalb bei⸗ 
gefügt worden, weil in allen Staatsbeamten-Kategorien Beamte 
außerhalb des definitiven Standortes mitunter jahrelang mit ander: 
weitigen Amtsgeſchäften betraut werden, z. B. gegenwärtig bei den 
Grundſteuer-Regulirungs-Commiſſionen. Uebrigens ſei kein Grund 
vorhanden, um Finanzwach⸗-Beamte in Abſicht auf die Begünſtigung 
des § 10 des Heimatgeſetzes aus der Reihe der übrigen definitiven 
Staatsbeamten auszuſchließen und einen in der neunten Rangsclaſſe 
eingereihten Finanzwach⸗Obercommiſſär in Bezug auf das Heimatrecht 
einem Finanzwachaufſeher gleichzuhalten. 

Die Statthalterei hat die Finanzwach-Obercommiſſärs-Witwe 
Mathilde St. in der Gemeinde Prag heimatsberechtigt erkannt, weil 
ihr Ebegatte Dominik St. zur Zeit ſeines am 7. Mai 1874 erfolg⸗ 
ten Todes im Grunde des § 10 des Heimatgeſetzes als definitiv an- 
geſtellter Staatsbeamter in Prag heimatberechtigt war, und die Ge⸗ 
nannte im Grunde des § 11 dieſes Geſetzes dem Heimatrechte ihres 
verſtorbenen Gatten folgt. 

Ueber Recurs des Stadtrathes in Prag hat das Miniſterium 
des Innern am 6. März 1875, 3. 260 die vorſtehende Statthalterei⸗ 
Entſcheidung in der Erwägung behoben, „daß Finanzwach Ober⸗ 
eommiſſäre nach den Beſtimmungen der §§ 27 und 244 der Verfaf⸗ 
jungs⸗ und Dienſtvorſchrift für die Finanzwache vom 21. April 1843 
J. 14.831 keinen ſtabilen Standort haben, ſomit auf dieſelben 
die Beſtimmungen des § 10 des Heimatsgeſetzes keine Anwendung 
finden. Nachdem die vorliegenden Verhandlungsacten keinen An⸗ 
haltspunkt dafür bieten, in welcher Gemeinde dem Dominik St. 
obne Rückſicht auf ſeine in Betreff deſſen Heimatrechtes nicht maß⸗ 
gebende Anſtellung als Finanzwach-Obercommiſſär das Heimatrecht 
zur Zeit ſeines Ablebens zukam, ſo werde die Statthalterei aufge⸗ 
fordert, die nachträglichen Erhebungen in dieſer Richtung, ſowie die 
inſtanzmäßige Eutſcheidung über das Heimatrecht der Witwe Ma— 
thilde St. zu veranlaſſen“. 


K. 


In dem Falle, als das dem Verwandten eines geiſtlichen Erblaſſers 

von der politiſchen Behörde zuerkannte Armendrittel-Vermögen 

bereits dem Armenfonde eingeantwortet erſcheint, iſt die Erfolg⸗ 

laſſung des zuerkannten Vermögens von der Partei im gerichtlichen 
Wege zu erwirken. 


Mit der Miniſterial⸗Entſcheidung vom 17. Auguſt 1873, 3. 
10.269 wurde der Anna L. aus der Verlaſſenſchaft des Geiſtlichen 
Franz B. neben dem bezogenen Verwandten⸗Drittel auch das Armen⸗ 
Drittel zuerkannt. Auf Grundlage dieſer Entscheidung iſt nun Anna 
L. bei der Bezirkshauptmannſchaft um die politiſche Execution zur 
Einbringung des ihr zuerkannten Armendrittels pr. 12.718 fl. 40 kr. 
ſammt Zinſen eingeſchritten, nachdem dieſes Armendrittel dem Armen: 
fonde in D. vom Bezirksgerichte O. als Abhandlungsgerichte bereits 
eingeantwortet und ausgefolgt worden iſt, und die Herausgabe des⸗ 
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ſelben von Bürgermeiſter als Vertreter des Armenfondes verweigert 
wurde. Anna L. hatte ſchon früher auf Grund jener Miniſterial-⸗Ent⸗ 
ſcheidung bei dem Bezirksgerichte die Ausfolgung des Armendrittels 
begehrt, wurde aber auf den Rechtsweg verwieſen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte über das Executionsbe— 
gehren der Anna L., daß demſelben keine Folge gegeben werden 
könne, weil von dem Vertreter des Armenfondes urkundlich nachge⸗ 
wieſen wurde, daß fich der D. . er Armenfond im Grunde der 
bereits rechtskräftigen und verbücherten Einantwortungsurkunde des 
Bezirksgerichtes O. im berechtigten Eigenthume und factiſchen Beſitze 
des dem Armenfonde nach Pater Franz B. zugefallenen Armendrittels 
von 12.718 fl. 40 kr. befindet und weil Anna L. mit ihrem bei 
dem Bezirksgerichte eingebrachten Geſuche um Reaſſumirung der Ver— 
laſſenſchaftsabhandlung nach P. Franz B. ab- und zur Nachweiſung 
ihres ſtärkeren Rechtes zu dem beſagten Armendrittel auf den ordent— 
lichen Rechtsweg gewieſen wurde, ſomit Anna L. nicht berechtigt iſt, 
die Einbringung des fraglichen Armendrittels im adminiſtrativen Wege 
zu verlangen. 

Ueber den gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Recurs erkannte 
die böhmiſche Statthalterei, daß dem Recurſe der Anna L. unter 
Aufrechthaltung der angefochtenen Entſcheidung keine Folge ge— 
geben werden könne und es der Recurrentin überlaſſen bleiben 
müſſe, ihren Anſpruch in entfprechender Weiſe bei den Gerichts— 
behörden geltend zu machen, „nachdem die Verlaßabhandlung ein ge— 
richtlicher Aet iſt und die den politiſchen Behörden zuſtehende Ent— 
ſcheidung über die Zuwendung des Armendrittels nach ab intestato 
verſtorbenen Geiſtlichen an deren arme Verwandte lediglich den Rechts⸗ 
titel gibt, der politiſchen Behörde eine Ingerenz auf die Verlaßab⸗ 
handlung als einen reinen gerichtlichen Act nicht zuſteht, die politiſche 
Behörde auch nicht berechtigt fein kann, einer gerichtlichen Ginant- 
wortung zuwider das eingeantwortete Vermögen dem Beſitzer des— 
ſelben wieder abzunehmen.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff Anna L. den Miniſterialrecurs, 
worin fie geltend machte, daß nach dem Hofdecrete vom 23. Auguſt 
1799, 3. 475 J. G. S. die armen Verwandten wegen des Armen— 
drittels an die politiſchen Behörden angewieſen ſeien, welchen allein 
das diesfällige Erkenntniß zuſteht; das ſei von jener Behörde zu executiren, 
welche es geſchöpft hat, und ſei nicht zuläſſig, die Parteien auf den gericht⸗ 
lichen Weg zu weiſen. Das Petit lautete auf die Bewilligung der 
politiſchen Execution zur Vollſtreckung der beſagten Miniſterial-Ent⸗ 
ſcheidung vom 17. Auguſt 1873, 3. 10.269. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 20. Februar 1875, 
3. 1616 der Berufung der Anna L. aus den Gründen der angefochtenen 
Entſcheidung keine Folge gegeben. H. 


Ein Gemeindeangehörigen zuſtehendes Befugniß kann nicht von der 

Gemeinde als ſolcher in Anſpruch genommen werden. 

Die Gemeinde A. überreichte gegen den Hofbeſitzer S. beim 
k. k. ſtädt. del. Bezirksgerichte Innsbruck eine Klage folgenden In⸗ 
halts: Der Geklagte beſitze einen zu ſeinem Hofe gehörigen (näher 
beſchriebenen) Weg, welchen die Angehörigen der Gemeinde A. ſeit 
30—40 und mehr Jahren, ja ſeit Menſchengedenken zu Holz und 
Oekonomiefuhren benützten. Ueber dieſes Factum erbot ſich die Ge⸗ 
meinde A. zum Zeugenbeweiſe. Der Geklagte habe ſich auch vor zwei 
Jabren gegenüber dem Gemeindevorſteher verpflichtet, dieſen Weg für 
die Gemeinde künftig offen und fahrbar zu halten. Das Klagebe⸗ 
gehren lautete dahin: „Der Adminiſtrativgemeinde A. gebübre die 
Servitut des Fahrweges mit Holz- und Oekonomiefuhren Aber den 
erwähnten Hofweg des S., der Geklagte ſei ſohin ſchuldig, dieſes 
anzuerkennen und habe die Proceßkoſten binnen 14 Tagen bei Exe— 
cutionsvermeidung zu bezahlen“. — Der Geklagte S. beſtritt der Ge— 
meinde A. aus dem Inhalte der eigenen Klage das Klagerecht, weil 
der angeblich belaſtete Weg ja kein Gemeinde-, ſondern fein Privat- 
weg ſei, weil durch die übrigens negirte Ausübung des angeſproche— 
nen Fahrrechtes ſeitens einzelner oder auch aller Gemeindeangehörigen 
wohl für dieſe, nie aber für die Gemeinde als ſolche das angeſpro⸗ 
chene Recht erworben werden konnte, da für die Gemeinde als ſolche 
nur durch deren legale Repräſentanz, reſp. deren ordentliche Gewalt: 
haber Rechte erworben werden können, und weil endlich die Gemeinde 
nicht berufen ſei angebliche Privatrechte ihrer einzelnen Angehörigen 
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zu wahren. Uebrigens werden alle Klagsangaben negirt. — Die ſich hinwiederum, der dreijährigen Dienftpflicht entſprechend, in drei Haupttheile, von 
Gemeinde A. behauptete in der Replik, daß die einzelnen Gemeinde- welchen jener des jüngſten Affentjahres, durch Abgänge noch am wenigſten geſchwächt, 
angehörigen dieſe Servitut kraft ihrer Gemeindeangehörigkeit ausgeübt | die anderen um ein Geringes überragt. 14.500 Mann dienen nach vollendeter Linien- 


haben, was Geklagter negirte. 

Das k. k. ſtädt. del. Bezirksgericht Innsbruck hat die Gemeinde 
A. mit ihrer Klage abgewieſen und zum Koſtenerſatze verfällt. 

Auf Appellation derſelben beſtätigte das k. k. Oberlandesgericht 
Innsbruck unterm 7. Jänner 1875, 3. 5003 das erſtrichterliche Urs 
theil aus folgenden mit den erſtrichterlichen im Weſentlichen identiſchen 
Gründen: „Nach den Angaben der klagenden Gemeinde gehört das 
Eigenthum des Weges dem Geklagten. Es handelt ſich alſo nicht um 
einen Gemeindeweg im Sinne des § 27 Nr. 3 des Geſetzes vom 
9. Jänner 1866 oder im Sinne des § 3 des Geſetzes über öffent⸗ 
liche Straßen und Wege vom 21. Februar 1870, weil in dem ges 
nannten Geſetze nur von öffentlichen Straßen und Wegen die Rede 
iſt, an denen das Eigenthum der Gemeinde zuſteht. Es wurde viel— 
mehr von der Gemeinde die Servitut des Fahrens mit Holz- und 
Oekonomiefuhren auf dem Privatgrunde des Geklagten angeſprochen 
und dieſe Servitut wurde von dem Geklagten widerſprochen, weil die 
Gemeinde als ſolche dieſes Recht nie ausgeübt habe. Die von dem 
Kläger angebotenen Beweiſe ſind nicht geeignet, eine Ausübung des 
Fahrrechtes von Seite der Gemeinde darzuthun, weil daraus ſich nur 
ergeben würde, daß einzelne Gemeindeangehörige oder auch Fremde 
zur Beſorgung ihrer Privatökonomiegeſchäfte den Weg benützt haben, 
nicht aber daß der Weg jemals zur Benützung eines Gemeindegrund— 
ſtückes oder zur Beſorgung von Gemeindeangelegenheiten im Sinne 
und Auftrage der Gemeinde befahren worden ſei. Die Gemeinde wird 
deßhalb, weil einzelne ihrer Angehörigen eine Servitut ausgeübt haben, 
kein Servitutsrecht für ſich felbſt in Anſpruch nehmen und ſie iſt auch 
nicht berufen, die Privatrechte ihrer Angehörigen zu vertreten. Hätte 
ſich auch der Beklagte vor zwei Jahren gegen den Gemeindevorſteher 
verpflichtet, den Weg für die Gemeinde künftig offen und fahrbar zu 
halten, ſo würde aus dieſem bloß mündlichen Verſprechen die Erwer⸗ 
bung eines Servitutsrechtes zu Gunſten der Gemeinde nicht abgeleitet 
werden können. Die Behauptung, daß die einzelnen Gemeindeangehö— 
rigen die Servitut kraft ihrer Gemeindeangehörigkeit ausgeübt haben, 
iſt grundlos, weil es ſich nach den Angaben des Klägers um Holz— 
und andere Privat⸗Oekonomiefuhren handelte und kein Beweis ange— 
boten, noch überhaupt abzuſehen iſt, welche Beziehung dieſe Privat⸗ 
fuhren zu den Intereſſen der Gemeinde als ſolcher gehabt haben kön. 
nen. Da nach dem Geſagten jeder Titel zur Anbringung der Klage 
fehlte, ſo war die erſtrichterliche Entſcheidung in der Hauptſache und 
im Koſtenpunkte zu beſtätigen und mußte Kläger auch zur Zahlung 
der gegneriſchen Appellationskoſten verurtheilt werden“. Ger. Ztg. 


Statiſtiſches Jahrbuch für das Zahr 1872. 
>) 

Das letzte Heft des Jahrbuches greift über den Boden aller früheren auf das 
Gebiet der den beiden Reichshälften gemeinſamen Inſtitutionen hinaus, indem es 
auf Seinen 24 Seiten ein ſtatiſtiſches Bild der Armee und Kriegsmarine zu entwerfen 
unternimmt. Das Jahrbuch tritt hiemit in Concurrenz mit den Arbeiten des militär— 
ſtatiſtiſchen Bureau's und wir könnten demnach, da die eingehenden Unterſuchungen 
dort zu ſuchen ſind, über den Inhalt dieſes Heftes hinwegſeheu. Um aber nicht mit der 
Negative zu ſchließen, wollen wir doch die wichtigſten das Militare berührenden Daten 
kurz zuſammenſtellen. 

Der Kriegsſtand der öſterreichiſchen Armee beziffert ſich mit 800.000 Mann 
und 134.000 Pferden, dem gegenüber belief ſich zu Ende December 1872 der Frie— 
densſtand auf 241.000 Mann und 46.000 Pferde, alſo auf 30 Percent des Kriegs- 
ſtandes in der erſten, auf 34 in der zweiten Rubrik. Außer dieſen mehr oder minder 
zum Streite, zur Activität beſtimmten Elementen ſtehen aber noch 52.000 in Ruhe 
befindliche Individuen in gewiſſem Verbande mit der Armee, nämlich 12.000 Mili⸗ 
tärpenſioniſten und 40.000 Invaliden; das Jahrbuch ſchlägt daher, um vollkommen 
genau zu ſein, dieſe 52.000 Mann ſowohl zu dem Stande der Armee im Frieden als 
zu jenem im Kriege hinzu. Nach dem Grundbuchſtande kommen wir ſogar noch höher, 
nach dieſem gehören nämlich der activen Armee außer 12.000 Offteieren 856.000 
Köpfe der Mannſchaft an; es ſind eben, da der ſyſtemiſirte Kriegsſtand der letzteren 
nur 769.000 Köpfe beträgt, in dieſer nicht weniger als 86.000 Ueberzählige vor⸗ 
handen. Ein ſtarkes Drittel der Mannſchaſt entfällt auf die Linie und dieſe gliedert 
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dienſtpflicht freiwillig fort, bet 5600 wurde die Dienſtzeit ſtrafweiſe verlängert; beide 
Zahlen müſſen auf den erſten Anblick überraſchen und die erſte um fo mehr, als nur 
10.100 mit Unterofficiers-Dienſtesprämien Betheilte ſich finden. Die Stärke der 
Unterofficiere iſt in den Tabellen nicht hervorgehoben, nur über die Einjährig⸗Frei⸗ 
willigen findet ſich die ſpecielle Nachweiſung, daß Ende December 1872 ſich 2300 
derſelben in der präſenten Dienſtleiſtung befanden und faſt 4000 mit Aufſchub dez 
Präſenzdienſtes beurlaubt waren. Da uns demzufolge die Zahl der Unterofficiere nicht 
genau bekannt iſt, die ſchreibkundige Mannſchaft aber mit Ausſchluß der Unteroffi— 
ciere gezählt wird, fo können wir nur approximativ berechnen, daß die 244.000 als 
ſchreibkundig Verzeichneten einem Dri tel des bezüglichen Mannſchaftsſtandes ent- 
ſprechen. 

Die Abgänge in der Armee ſind ſehr bedeutend, ſie beziffern ſich für das eine 
Jahr 1872 mit 34.000 Individuen im Linien- und Reſerveſtande der Mannſchaft. 
10.000 derſelben wurden durch Krankheiten hinweggerafft, 284 verunglückten, 285 
endeten als Selbſtmoörder, 3 als Juſtificirte, 806 deſertirten, 117 wurden vermißt, 
noch weit bedeutendere Lücken reißt aber die Entlaſſung. Im Wege der Superarbi— 
trirung ſchieden über 7000 aus dem ſtreitbaren Stande, aus Familienrückſichten wurden 
2500, als Nachmänner 8200, gegen Stellung eines Erſatzmannes 1500, aus ver— 
ſchiedenen anderen Gründen endlich 1200 entlaſſen. All dies ſchon zeigt, 
daß die gefürchtete Aſſentirung nicht immer unwiderruflich wirkt, noch meßzr 
aber der Umſtand, daß in dem einen Jahre der Fall geſetzwidriger Stellung 
945 Mal ſanirt wurde und zum Zwecke der Auswanderung die Entlaſſung 320 Mal 
ſtattfand. Als Verluſt anderer Art, dem ein reichlicher Erſatz gegenüberſteht, erſcheint 
der Uebertritt in die Landwehr, denn, während diefer im Jahre 1872 nur 50.000 
Mann dem ſtehenden Heere entzog, führte die Necrutirung dem letzteren 99.000 
Streiter zu, 57.000 aus der weſtlichen, 42.000 aus der öſtlichen Reichshälfte. In den 
Stellungsliſten der erſten drei Altersclaſſen waren allerdings 712 000 Mann verzeich⸗ 
net, 189.000 derſelben kamen aber theils als zeitlich Befreite, theils als Abweſende 
gar nicht zur Stellung und von den Unterſuchten wurden 70 pCt. untauglich befunden. 
Schlägt man von dem Reſte die 41.000 ab, welche unmittelbar in die Landwehr ein⸗ 
traten, ferner die 20.000, welche in die Erſatzreſerve aſſentirt wurden, ſo erhält man 
um etwa 4000 weniger als die oben angegebene Ziffer, d. i., wie wir vermuthen, um 
jene weniger, welche vor dem Eintritt der geſetzlichen Dienſtpflicht oder trotz der Be⸗ 
freiung ſich in das Heer einreihen ließen, da dieſer Freiwilligen nirgends gedacht wird. 

Die Landwehr erfährt in dem ſtatiſtiſchen Jahrbuche zwar keine eigene Darſte“⸗ 
lung, wie fie ſich aber aus zwei heterogenen Theilen zufammenſetzt, iſt ſchon aus 
dem Geſagten klar. 

Die oben angeführten Daten über die durch Todesfälle hervorgerufenen Ab» 
gänge erhalten eine entſprechende Ergänzung, wenn man die Krankenbewegung in 
den Militär⸗Heilanſtalten in's Auge faßt. De bezüglichen Tabellen nehmen einen durch— 
ſchuittlichen Truppenftand von 222.000 Mann als Grundlage an, von dieſem müſſen 
als für die militäriſchen Zwecke nicht verwendbar nahezu 10.000 Mann in Abzug ger 
bracht werden, denn fo viel beträgt im Durchſchnitt der tägliche Krankenſtand. Die 
Summe ſämmtlicher im Laufe des Jahres behandelten Kranken ſteigt aber ſogar bis 
zur Zahl von 153.000 auf, einer wahrhaft erſchreckenden Ziffer, da ihr zufolge ungefähr 
jeder zweite Mann von ſämmtlichen binnen Jahresfriſt bei der Fahne verſammelten 
Soldaten ſich einmal während des Jahres im Spitale befunden hat. 

Die Stärke der Kriegsmarine wird durch folgende Ziffern beleuchtet: 111.000 
Tonnen, 17.000 Pferdekräfte, 342 Geſchütze und 8000 Mann. Ausgerüſtet und jee- 
bereit iſt ſelbſtverſtändlich nur ein Theil der Flotte, und zwar nach Tonnengehalt und 
Maſchinenkraft etwas weniger als ein Drittel, mit Rückſicht auf die Bemannung etwas 
weniger, mit Rückſicht auf die Geſchütarmirung etwas mehr als die Hälfte. Von den 
vier Kaſemattſchiffen iſt nämlich nur eines, von den ſieben Panzerfregatten gar keine, 
von den drei Holzfregatten nur eine ausgerüftet geweſen und erſt bei den kleineren 
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Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Peterwardein Joſef Hannel 
und dem vormaligen Bürgermeiſter von Semlin Conſtantin Petrovié das Ritter: 
kreuz des Franz⸗Joſef Ordens verliehen. N 1 l 

Seine Majeftät haben den General-Director der Theiß⸗Eiſenbahn Hofrath 
Wilhelm v. Nördling als Sectionschef und Generaldirector des öſterr. Eiſenbahn⸗ 
weſens in das k. k. Handelsminſterium berufen. 


Erledigungen. 
Loꝛto⸗Directions⸗Archivarsſtelle für Wien in der achten Rangsclaſſe bis Ende 
April. (Amtsblatt Nr. 78.) n | 
Bezirkearztesſtelle in Ober⸗Oeſterreich für die Bezirkshauptmannſchaften in 
Linz und Prag mit dem Amtöfige in Linz in der neunten Rangsclaſſe bis Ende April. 
(Amtsbl. Nr. 76.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


